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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 11. Januar 1965 

6 — 68070 — 5022/65 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Verträgen z.ur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Euro- 
päischen Atomgemeinsdiaft 

hier: Revision der Grundnormen für den Gesundheits- 
schutz 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zu den 
Verträgen vom 25. März 1957 zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atom- 
gemeinschaft (EAG) (BGBL II S. 753) übersende ich den Vor- 
schlag der Kommission der EAG für 

Richtlinien des Rats zur Änderung der Richtlinien vom 
2. Februar 1959 z,ur Festlegung der Grundnormen für den 
Gesundheitsschutz der Bevölkerung und der Arbeitskräfte 
gegen die Gefahren ionisierender Strahlungen. 


Die Kommission der EAG hat diesen Vorschlag dem Rat unter 
dem 18, Dezember 1964 unterbreitet. Er ist jedoch der Bundes- 
regierung erst am 8. Januar 1965 zugegangen. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments ist vorgesehen. Die 
Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses ist ge- 
mäß Artikel 31 des Vertrages zur Gründung der EAG bereits 
von der Kommission der EAG eingeholt worden. 

Mit der Beschlußfassung des Rats ist frühestens im April 1965 
zu rechnen. 

Eine Begründung zu dem Vorschlag ist von der Kommission der 
EAG nicht übermittelt worden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb : Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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EUROPÄISCHE 

ATOMGEMEINSCHAFT 

Der Rat 


Brüssel, den 5. Januar 1965 


Vermerk 


Betr.: Vorschlag der Kommission für Richtlinien zur Revision der Grund- 
normen für den Gesundheitsschutz der Bevölkerung und der Ar- 
beitskräfte gegen die Gefahren ionisierender Strahlungen 


Die Kommission hat dem Sekretariat für die Dele- 
gationen gemäß Artikel 31 des Vertrags zur Grün- 
dung der Europäischen Atomgemeinschaft den nach 
Stellungnahrae des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses erstellten Vorschlag für Richtlinien zur Re- 
vision der Grundnormen (Dok. EUR/C/5539/64) über- 
mittelt. Dieser Vorschlag ist in der Anlage enthal- 
ten. 
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EUROPÄISCHE 

ATOMGEMEINSCHAFT 

EURATOM 
Die Kommission 


Brüssel, den 18. Dezember 1964 


Abgeänderter Vorschlag der Kommission zur Revision 
der Grundnormen auf Grund der Stellungnahme 
des Wirtschafts- und Sozialausschusses 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
ATOMGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Atomgemeinschäft, insbesondere auf die 
Artikel 31 und 32; 

gestützt auf die am 2. Februar 1959 erlassenen 
Richtlinien zur Festlegung der Grundnormen für den 
Gesundheitsschutz der Bevölkerung und der Arbeits- 
kräfte gegen die Gefahren ionisierender Strahlun- 
gen (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. 11 vom 20, Februar 1959), im folgenden als 
„Richtlinien" bezeichnet; 

gestützt auf die am 5. März 1962 erlassene Richt- 
linie des Rats zur Revision der Anhänge 1 und 3 
der Richtlinien (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. 57 vom 9. Juli 1962); 

gestützt auf den Antrag der Regierung der Bun- 
desrepublik Deutschland vom 23. März 1960 auf 
Änderung und Ergänzung der Grundnormen; 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, wel- 
che die vom Ausschuß für Wissenschaft und Tech- 
nik aus wissenschaftlichen Sachverständigen der 
Mitgliedstaaten ernannte Gruppe von Persönlich- 
keiten sowie dem Wirtschafts- und Sozialausschuß 
angehört hat; 

nach Einholung der Stellungnahme des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses: 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments; 

in der Erwägung, daß die Richtlinien den neuesten 
wissenschaftlichen Erkenntnissen angepaßt werden 
müssen; 

in der Erwägung, daß die bei der praktischen An- 
wendung der Grundnormen durch die Mitglied- 
staaten gewonnenen Erfahrungen zu berücksichtigen 
sind — • 

HAT FOLGENDE RICHTLINIEN ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Richtlinien werden wie folgt geändert. 


Artikel 2 , 

Die Absätze 7 und 8 des Artikels 1 § 1 der Richt- 
linien werden durch 'folgende sechs Absätze ersetzt: 

„Bestrahlung" ist jede Exposition gegenüber einer 
ionisierenden Strahlung; es ist zu unterscheiden 
zwischen der Bestrahlung von außen, bei der sich der 
Strahler außerhalb des Organismus befindet, und der 
Bestrahlung von innen, die durch die Zufuhr radio- 
aktiver Stoffe entsteht. 

„Gesamtbestrahlung" ist die Summe der Bestrah- 
lung von außen und der Bestrahlung von innen. 

„Ganzkörperbestrahlung" ist die Bestrahlung des 
gesamten Körpers. 

„Teilbestrahlung" ist die Bestrahlung eines Teils 
des Körpers. 

„Gewollte außergewöhnliche Bestrahlung" ist 
eine Bestrahlung von außen und/oder von innen, bei 
der eine der höchstzulässigen Dosen für beruflich 
strahlenexponierte Personen überschritten wird; sie 
wird im voraus kalkuliert und als Risiko in Kauf 
genommen und darf nur zugelassen werden, wenn es 
unbedingt notwendig ist. 

„Nichtgewollte außergewöhnliche Bestrahlung" ist 
eine unvorhergesehene Bestrahlung von außen 
und/oder von innen, bei der die höchstzulässigen 
Dosen für beruflich strahlenexponierte Personen 
überschritten werden. 

Artikel 3 

[Die Änderung der Überschrift des Artikels 7 der 
Richtlinien betrifft nicht die deutsche Fassung.] 


Artikel 4 

Artikel 7 § 1 Absatz 3 der Richtlinien erhält fol- 
gende Fassung: 

„Die Dosis D bedeutet die im Bereich der blutbilden- 
den Organe und der Keimdrüsen tatsächlich emp- 
fangene Dosis." 
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Artikel 5 

Artikel 8 und 9 der Richtlinien werden gestrichen. 
Artikel 6 

Artikel 10 der Richtlinien wird Artikel 8 und 
erhält folgende Fassung: 

„Artikel 8 
Teilbestrahlung 

Überschreiten die bei einer Teilbestrahlung des 
Organismus von der Gesamtheit der blutbildenden 
Organe und den Keimdrüsen aufgenommenen Do- 
sen nicht die durch die Grundformel festgelegten 
Grenzen, so wird die höchstzulässige Dosis wie folgt 
festgesetzt: 

a) bei Bestrahlungen von außen, die von den Extre- 
mitäten (Hände, Unterarme, Füße und Knöchel) 
aufgenommen werden, auf 15 rem pro 13 Wochen 
und 60 rem pro Jahr; 

b) bei Bestrahlungen, die von der gesamten Haut 
oder dem gesamten Knochengewebe aufgenom- 
men werden, auf 8 rem pro 13 Wochen und 30 
rem pro Jahr; 

c) für die Augenlinsen auf 4 rem pro 13 Wochen 
und 15 rem pro Jahr; 

d) bei Bestrahlungen der übrigen Organe für jedes 
einzelne Organ auf 4 rem pro 13 Wochen und 
15 rem pro Jahr.'' 

Artikel 7 

Artikel 1 1 der Richtlinien wird Artikel 9. 

Artikel 8 

Artikel 12 der Richtlinien wird Artikel 10. Satz 1 
dieses Artikels wird wie folgt geändert; 

„Für die Gesamtbevölkerung wird die bis zum 
Alter von 30 Jahren kumulierte, in genetischer Hin- 
sicht signifikante höchstzulässige Dosis auf 5 rem 
pro Person festgesetzt." 

Artikel 9 

Artikel 13 der Richtlinien wird Artikel 11. 
Artikel 10 

Artikel 14 der Richtlinien wird Artikel 12 und 
erhält folgende Fassung: 

, Artikel 12 

§ 1 — Unter „höchstzulässigen Kontaminationen" 
sind Kontaminationen von Personen zu verstehen, 
bei denen die Mengen der in der Atemluft oder im 
Trinkwasser vorhandenen radioaktiven Nuklide 
den höchstzulässigen Konzentrationen entsprechen, 
die sich aus Anhang 3 dieser Richtlinien ergeben. 

§ 2 — Die in Anhang 3 angegebenen Werte für die 
höchstzulässigen Konzentrationen sind als Durch- 


schnittswerte für einen Zeitraum von 13 aufeinander- 
folgenden Wochen zu betrachten. 

Die Zufuhr einer Einzelmenge radioaktiver Nu- 
klide, die der Menge entspricht, welche unter Zu- 
grundelegung der sich aus Anhang 3 ergebenden 
höchstzulässigen Konzentrationen in 13 aufeinander- 
folgenden Wochen zuge'führt würde, ist nur aus- 
nahmsweise zulässig. 

§ 3 — Bei Kontamination durch eine Mischung von 
radioaktiven Nukliden sind je nach dem Fall die 
Tabellen C, D oder E des Anhangs 3 anzuwenden. 

§ 4 — Die in Anhang 3 angegebenen Zahlen gel- 
ten für die kontinuierliche Bestrahlung beruflich 
strahlenexponierter Personen; bei ihrer Berechnung 
ist von 168 Stunden pro Woche ausgegangen wor- 
den. Bei einer wöchentlichen Arbeitszeit von 40 bis 
48 Stunden werden diese Werte mit 3 multipliziert. 

§ 5 — ■ Außerhalb der Kontrollbereiche betragen 
die höchstzulässigen Konzentrationen, nach welchen 
sich die höchstzulässigen Kontaminationen bestim- 
men, ein Zehntel der in den Tabellen des Anhangs 3 
angegebenen Werte.' 

Artikel 11 

Artikel* 15 der Richtlinien wird gestrichen. 

Artikel 12 

Die neuen Artikel 13, 14 und 15 lauten wie folgt; 

„Artikel 13 
Gesamtbestrahlung 

Bei Gesamtbestrahlung darf die in geeigneter 
Weise errechnete Summe der Bestrahlung von außen 
und der Bestrahlung von innen die höchstzulässigen 
Dosen nicht überschreiten. 

Artikel 14 

Außergewöhnliche Bestrahlungen von außen 

§ 1 — • „Gewollte außergewöhnliche Ganzkörper- 
bestrahlung von außen". 

a) Die bei einer gewollten außergewöhnlichen 
Ganzkörperbestrahlung von außen als Einzel- 
dosis oder in mehreren Teilbeträgen verabfolgte 
Dosis darf 12 rem nicht überschreiten. Diese emp- 
fangene Dosis wird zu der bis zum Zeitpunkt 
der außergewöhnlichen Bestrahlung kumulierten 
Dosis hinzugerechnet. 

b) Bleibt die auf diese Weise errechnete kumu- 
lierte Dosis unter der nach der in Artikel 7 § 1 
aufgeführten Grundformel errechneten höchst- 
zulässigen Dosis und überschreitet die Viertel- 
jahresdosis 3 rem, so wird bei den späteren Expo- 
sitionen die Höchstdosis solange auf 1,5 rem pro 
Vierteljahr herabgesetzt, bis die nach den Vor- 
schriften des Artikels 7 § 3 berechneten Werte 
wieder erreicht sind. 

c) Ist die auf diese Weise errechnete kumulierte 
Dosis höher als die nach der in Artikel 7 § 1 
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aufgeführten Grundformel errechnete höchst- 
zulässige Dosis, so wird bei den späteren Expo- 
sitionen die Höchstdosis solange auf 2,5 rem pro 
Jahr herabgesetzt, bis die kumulierte Dosis wie- 
der dem nach der Grundformel errechneten Wert 
entspricht. 

d) Frauen dürfen vor dem Ende des Fortpflanzungs- 
alters einer Bestrahlung dieser Art nicht aus- 
gesetzt werden. 

§ 2 — „Nichtgewollte außergewöhnliche Ganz- 
körperbestrahlung von außen'". 

a) Beträgt die bei einer nichtgewollten Ganzkörper- 
bestrahlung von außen verabfolgte Dosis nicht 
mehr als 25 rem, findet § 1 Buchstabe b) und c) 
dieses Artikels Anwendung. 

b) überschreitet die Dosis 25 rem, findet Artikel 25 
§ 3 Anwendung. 

§ 3 — „Gewollte außergewöhnliche Teilbestrah- 
lung von außen". 

a) Die bei einer gewollten außergewöhnlichen Teil- 
bestrahlung von außen als Einzeldosis oder in 
mehreren Teilbeträgen verabfolgte Dosis darf 
folgende Werte nicht überschreiten: 

— Für die Extremitäten (Hände, Unterarme, 
Füße und Knöchel): 60 rem; 

— für die gesamte Haut: 30 rem 

— für die Augenlinsen: 15 rem. 

Die empfangenen Dosen werden zu den während 
des betreffenden Jahreszeitraumes kumulierten 
Dosen hinzugerechnet. 

b) Bei späteren Bestrahlungen der Extremitäten, 
der gesamten Haut und der Augenlinsen dürfen 
die in Betracht zu ziehenden höchstzulässigen 
Dosen nicht mehr als die Hälfte der in Artikel 8 
festgelegten Werte betragen, und zwar während 
eines Zeitraumes, der dem Zeitraum entspricht, in 
dem durch eine kontinuierliche Exposition unter 
gleichen Bedingungen die Dosis erreicht wird, die 
bei der gewollten Exposition empfangen würde. 

§ 4 — „Nichtgewollte außergewöhnliche Teil- 
bestrahlung von außen". 

a) Beträgt die bei einer nichtgewollten außerge- 
wöhnlichen Teilbestrahlung von außen verab- 
folgte Dosis nicht mehr als 

— 120 rem bei Bestrahlung der Extremitäten, 

— 60 rem bei Bestrahlung der gesamten Haut, 

— 30 rem bei Bestrahlung der Augenlinsen, 

findet § 3 Buchstabe b) dieses Artikels Anwen- 
dung. 

b) überschreitet die Dosis die in Buchstabe a) die- 
ses Paragraphen angegebenen Werte, so findet 
Artikel 25 § 3 Anwendung. 

Artikel 15 

Außergewöhnliche Bestrahlungen von innen 

§ 1 — „Gewollte außergewöhnliche Bestrahlung 
von innen". 


a) Die bei einer gewollten außergewöhnlichen Be- 
strahlung von innen dem Organismus als Einzel- 
dosis oder in mehreren Teilbeträgen zugeiführte 
Menge radioaktiver Nuklide darf nicht größer 
sein als die Menge, die infolge der Einwirkung 
der in Anhang 3 angegebenen höchstzulässigen 
Konzentrationen für beruflich strahlenexponierte 
Personen während eines Zeitraumes von einem 
Jahr aufgenommen würde *). 

b) über jede gewollte außergewöhnliche Bestrah- 
lung von innen sind Unterlagen im Archiv der 
physikalischen Strahlenschutzkontrolle (Arti- 
kel 22 § 2) aufzubewahren sowie Angaben in der 
Gesundheitsakte der Arbeitskräfte (Artikel 26) 
zu machen; in der Gesundheitsakte ist auch der 
geschätzte Wert der Energiedosis und der Wert 
der infolge dieser Bestrahlung inkorporierten 
Menge zu vermerken. 

c) Bei späteren Bestrahlungen von innen dürfen die 
in Betracht zu ziehenden höchstzulässigen Kon- 
zentrationen nicht mehr als die Hälfte der sich 
aus Anhang 3 ergebenden Werte betragen, und 
zwar während eines Zeitraumes, der dem Zeit- 
raum entspricht, in dem durch eine kontinuier- 
liche Exposition unter gleichen Bedingungen die 
Menge radioaktiver Nuklide kumuliert ist, die 
bei der gewollten außergewöhnlichen Bestrah- 
lung von innen inkorporiert würde. 

d) Frauen dürfen vor dem Ende des Fortpflanzungs- 
alters einer Bestrahlung dieser Art nicht ausge- 
setzt werden. 

§ 2 — „Nichtgewollte außergewöhnliche Bestrah- 
lung von innen". 

a) Ist die bei einer nichtgewollten außergewöhn- 
lichen Bestrahlung von innen inkorporierte 
Menge radioaktiver Nuklide geringer als das 
Doppelte der in § 1 Buchstabe a) dieses Artikels 
festgesetzten Menge, so findet § 1 Buchstabe c) 
Anwendung. 

b) überschreitet die Kontamination den in Buch- 
stabe a) festgelegten Grenzwert, findet Artikel 25 
§ 3 Anwendung." 


Artikel 13 

Artikel 16 der Richtlinien erhält folgende Fassung: 
„Artikel 16 

Die Werte der höchstzulässigen Expositionen und 
Kontaminationen für Fälle, in denen es sich nicht um 
Bestrahlung beruflich strahlenexponierter Personen 


*) Diese Menge X (in Curie) kann aus den Werten der 
für beruflich strahlenexponierte Personen festgelegten 
höchstzulässigen Konzentrationen in der Luft bei einer 
wöchentlichen Arbeitszeit von 40 bis 48 Stunden nach 
der Formel X ~ 2500-Q/Curie berechnet werden, in 
der Q das Dreifache des in den Tabellen des An- 
hangs 3 angegebenen Wertes ist. Bei der Festlegung 
des Zahlenwertes für den Faktor 2500 wurde davon 
ausgegangen, daß während 5 Tagen pro Woche und 
während 50 Wochen pro Jahr täglich 10 Luft ein- 
geatmet werden. 
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handelt, werden von den in Titel III festgesetzten 
höchstzulässigen Dosen abgezogen.“ 


Artikel 14 

Artikel 25 § 3 der Richtlinien erhält folgende Fas- 
sung: 

„§ 3 — Außergewöhnliche Überwachung. 

a) Diese Überwachung erfolgt bei außergewöhn- 
lichen Bestrahlungen. 

b) Die üblichen Untersuchungen sind durch weitere 
Untersuchungen, Dekontaminierungsmaßnahmen 
und dringliche Behandlungsmaßnahmen, die der 
Arzt für notwendig hält, zu ergänzen. 


c) Uber die Belassung der Arbeitskraft an ihrem 
Arbeitsplatz sowie über ihre Entfernung, Iso- 
lierung und dringliche ärztliche Behandlung ent- 
scheidet der Arzt.“ 

Artikel 15 

In der Anmerkung c) der Tabelle A des An- 
hangs 3 der Richtlinien werden die Worte „. . . der 
§§ 4, 5 und 6 des Artikels 14 . . .“ durch die Worte 
„. . . des Artikels 12 § 3 . . .“ ersetzt. 

Artikel 16 

Diese Richtlinien sind an alle Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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